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Aktenzeichen: 5 AZR 410/90
Bundesarbeitsgericht 5. Senat Urteil vom 07. August 1991

- 5 AZR 410/90 -
I. Arbeitsgericht 

Stuttgart Urteil vom 04. Juli 1989 - 14 Ca 2281/89 -
II. Landesarbeitsgericht 

Baden-Württemberg Urteil vom 24. Januar 1990 
- 2 Sa 113/89 -

Für die Amtliche Sammlung: Ja NFür die Fachpresse 
Für das Bundesarchiv

: Ja 
: Ja

Entscheidungsstichwort:
Lohnfortzahlung bei Alkoholabhängigkeit

Gesetz:
LFZG § 1 Abs. 1; BGB §§ 412, 404, 402; SGB X § 115 
Abs. 1; SGB I § 60 Abs. 1 Nr. 1

Leitsatz:
Zur Darlegungslast des Arbeitgebers, der die Lohnfortzahlung verweigert, weil der Arbeitnehmer seine Krankheit (Alkoholab­hängigkeit) schuldhaft herbeigeführt habe.
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5 AZR 410/90
2 Sa 113/89 Baden-Württemberg Im Hamen des Volkes!
Verkündet am 
7. August 1991 Urteil
Clobes,Amtsinspektorals Urkundsbeamter In Sachen
der Geschäftsstelle

PP.

hat der Fünfte Senat des Bundesarbeitsgerichts aufgrund der münd­
lichen Verhandlung vom 7. August 1991 durch den Vorsitzenden 
Richter Prof. Dr. Thomas, die Richter Dr. Gehring und Dr. Olderog
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sowie die ehrenamtlichen Richter Kahler und Kessel für Recht er­
kannt :

1. Auf die Revision der Klägerin wird das Urteil 
des Landesarbeitsgerichts Baden-Württemberg 
vom 24. Januar 1990 - 2 Sa 113/89 - aufge­
hoben .

2. Auf die Berufung der Klägerin wird das Urteil 
des Arbeitsgerichts Stuttgart vom 4. Juli 1989 
- 14 Ca 2281/89 - abgeändert:
Die Beklagte wird verurteilt, an die Klägerin 
850,77 DM nebst 4 % Zinsen seit dem 12. April 
1989 zu zahlen.

3. Die Beklagte hat die Kosten des Rechtsstreits 
zu tragen.

V o n  R e c h t s  w e g e n !

T a t b e s t a n d  :

Die Parteien streiten darüber, ob die Beklagte der Klägerin 
aus übergegangenem Recht (§ 115 Abs. 1 SGB X) Lohnfortzahlung 
schuldet.

Der bei der Klägerin gegen Krankheit versicherte Arbeiter 
B R ist bei der Beklagten beschäftigt. Er war vom 2. bis 
zum 10. Januar 1989 aufgrund Alkoholabhängigkeit arbeitsunfähig 
krank. Da die Beklagte dem Versicherten die Lohnfortzahlung für 
die Dauer seiner Arbeitsunfähigkeit verweigerte, gewährte die 
Klägerin ihm ein kalendertägliches Krankengeld von 94,53 DM, zu­
sammen also 850,77 DM. Mit ihrer Klage nimmt die Klägerin die Be­
klagte auf Zahlung dieses Betrages in Anspruch.

Die Klägerin hat geltend gemacht, die Beklagte sei für die
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Zeit der Arbeitsunfähigkeit des Versicherten zur Lohnfortzahlung 
verpflichtet. Soweit es um ein Verschulden des Versicherten an 
seiner Arbeitsunfähigkeit gehe» sei die Beklagte darlegungs- und 
beweispflichtig. Daran ändere auch die Pflicht des Arbeitnehmers 
nichts, bei der Aufklärung der Umstände mitzuwirken, die zu sei­
ner Alkoholabhängigkeit geführt hätten. Die Krankenkasse könne 
wegen des gesetzlichen Forderungsübergangs nicht schlechter ste­
hen, als der Arbeitnehmer vor dem Forderungsübergang gestanden 
habe. Der Arbeitgeber werde von seiner Pflicht zur Lohnfortzah­
lung nur dann befreit, wenn er dem Arbeitnehmer ein Verschulden 
an seiner alkoholbedingten Krankheit nachweise. Gegenüber der 
Krankenkasse könne nichts anderes gelten. Eine Umkehr der Darle­
gungs- und Beweislast zugunsten des Arbeitgebers lasse sich für 
das Verhältnis des Schuldners (Arbeitgeber) und des Ersatzschuld­
ners (Krankenkasse) nicht herleiten.

Die Klägerin hat daher beantragt,

die Beklagte zu verurteilen, an sie 850,77 DM 
nebst 4 % Zinsen seit dem 12. April 1989 zu zah­
len.

Die Beklagte hat beantragt, die Klage abzuweisen. Sie hat 
vorgetragen, der Arbeiter R habe seine krankhafte Alkoholab- 
hängigkeit selbst verschuldet. Die Klägerin habe Umstände, aus 
denen sich etwas anderes ergebe, nicht dargelegt. Sie sei daher 
der ihr anstelle des Arbeitnehmers obliegenden Pflicht nicht 
nachgekommen, an der Aufklärung der Umstände, die zur Alkoholab- 
hängigkeit geführt haben, mitzuwirken. Dies gehe zu ihren Lasten. 
Durch einen Forderungsübergang dürfe die Stellung des Schuldners
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nicht verschlechtert werden. Ihm stünden die Einwendungen zu, 
welche die Entstehung der Forderung hinderten. Da die Klägerin 
durch den Forderungsübergang in die Rechtsstellung des Arbeitneh­
mers eingetreten sei, treffe sie auch die Pflicht zur Aufklärung 
der Alkoholabhängigkeit des Arbeitnehmers. Gemäß § 60 Abs. 1 
Nr. 1 SGB I hätte die Klägerin von ihrem Versicherten vor der Ge­
währung von Leistungen auch eine entsprechende Auskunft verlangen 
und ohne diese Auskunft die Zahlung ablehnen können. Die Kran­
kenkasse habe im Vergleich zum Arbeitgeber eine stärkere Rechts­
position, wenn es darum gehe, vom Arbeitnehmer die erforderliche 
Aufklärung über die Ursachen seiner Alkoholabhängigkeit zu erhal­
ten.

Das Arbeitsgericht hat die Klage abgewiesen. Das Landesar­
beitsgericht hat die Berufung der Klägerin zurückgewiesen. Dage­
gen richtet sich die Revision, mit der die Klägerin ihr Klageziel 
weiterverfolgt.

E n t s c h e i d u n q s g r ü n d e  :

Die Revision hat Erfolg. Dem Versicherten stand für die Zeit 
vom 2. bis zum 10. Januar 1989 Lohnfortzahlung im Krankheitsfalle 
zu. Dieser Anspruch ist in Höhe des PCrankengeides auf die Kläge­
rin übergegangen.

I. Nach § 1 Abs. 1 Satz 1 LFZG behält der Arbeiter, der durch 
Arbeitsunfähigkeit infolge unverschuldeter Krankheit an seiner 
Arbeitsleistung verhindert wird, den Anspruch auf Arbeitsentgelt 
für die Zeit der Arbeitsunfähigkeit bis zur Dauer von sechs Wo-

5JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


5

chen. Krankheit im medizinischen Sinne ist jeder regelwidrige 
körperliche oder geistige Zustand (BAGE 10, 183, 184 = AP Nr. 21 
zu § 63 HGB, zu 2 a der Gründe; BAGE 43, 54, 57 = AP Nr. 52 zu 
§ 1 LohnFG, zu I 2 der Gründe; aus neuerer Zeit: BAGE 48, 1, 3 = 
AP Nr. 62 zu § 1 LohnFG, zu I 1 der Gründe; jeweils m. w. N.).
Von diesem medizinischen Begriff der Krankheit ist auch bei An­
wendung des § 1 LFZG auszugehen (vgl. BAGE 48, 1, 3 = AP, aaO). 
Arbeitsunfähig infolge Krankheit ist der Arbeiter dann, wenn ein 
Krankheitsgeschehen ihn außer Stand setzt, die ihm nach dem Ar­
beitsvertrag obliegende Arbeit zu verrichten, oder wenn er die 
Arbeit nur unter der Gefahr fortsetzen könnte, in absehbar naher 
Zeit seinen Zustand zu verschlimmern (BAGE 48, 1, 3 = AP, aaO, 
m. w. N.).

Alkoholabhängigkeit (Alkoholismus) ist eine Krankheit im 
Sinne von § 1 Abs. 1 Satz 1 LFZG. Das hat der Senat im Urteil vom 
1. Juni 1983 (BAGE 43, 54 = AP Nr. 52 zu § 1 LohnFG) mit ausführ­
licher Begründung klargestellt. Bei allen mit Alkoholabhängigkeit 
zusammenhängenden Fragen der Lohnfortzahlungspflicht im Krank­
heitsfälle des Arbeiters spielt die Frage des Verschuldens in der 
Regel eine entscheidende Rolle. Schuldhaft im Sinne des Vergü­
tungsfortzahlungsrechts im Krankheitsfalle handelt der Arbeit­
nehmer , der in erheblichem Maße gegen die von einem verständigen 
Menschen im eigenen Interesse zu erwartende Verhaltensweise ver­
stößt (vgl. nur BAGE 57, 380, 382 = AP Nr. 77 zu § 1 LohnFG, zu 
I 1 der Gründe, mit zahlreichen weiteren Nachweisen aus Recht­
sprechung und Schrifttum).

In dem bereits erwähnten Urteil des Senats vom 1. Juni 1983
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(BAGE 43, 54 = AP, aaO) hat der Senat näher ausgeführt, es gebe 
keinen Erfahrungssatz, wonach der Arbeiter eine krankhafte Alko­
holabhängigkeit in der Regel selbst verschuldet habe. Maßgebend 
sei vielmehr die Beurteilung im Einzelfall. Will der Arbeitgeber 
geltend machen, der Arbeiter habe die Entstehung seiner krankhaf­
ten Alkoholabhängigkeit selbst verschuldet, muß er - wie in allen 
anderen Fällen körperlicher oder geistiger Erkrankung des Ar­
beitnehmers - das Verschulden darlegen und beweisen (vgl. nur 
BAGE 43, 54, 62 f. = AP, aaO, zu II 1 der Gründe). Allerdings 
trifft den Arbeiter, der Lohnfortzahlung im Krankheitsfalle bei 
Alkoholabhängigkeit fordert, eine Pflicht zur Mitwirkung an der 
Aufklärung aller für die Entstehung der Erkrankung erheblichen 
Umstände. Der Arbeitgeber ist kaum in der Lage, diese Umstände, 
die aus dem Lebensbereich des Arbeiters herrühren, im einzelnen 
darzulegen. Deshalb muß der Arbeiter auf Verlangen seines Ar­
beitgebers nach bestem Wissen die fraglichen Umstände offenbaren 
(vgl. im einzelnen BAGE 43, 54, 63 ff. = AP, aaO, zu II 2, 3 und 
4 der Gründe).

II. Von diesen Grundsätzen ist das Landesarbeitsgericht im ange­
fochtenen Urteil zutreffend ausgegangen. Dem Landesarbeitsgericht 
ist auch weiter darin beizupflichten, daß ein gesetzlicher Forde­
rungsübergang im Falle der Lohnfortzahlung bei krankheitsbeding­
ter Arbeitsunfähigkeit an den Fragen der Darlegungs- und Beweis­
last nichts ändert. Eine durch verschuldete Alkoholabhängigkeit 
herbeigeführte Krankheit bedeutet gegenüber dem Lohnfortzahlungs­
anspruch des Arbeiters eine anspruchshindernde Einwendung. Diese 
Einwendung kann der Arbeitgeber gemäß § 404 BGB auch nach einem 
gesetzlichen Übergang des Anspruchs auf Lohnfortzahlung dem neuen
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Gläubiger gegenüber geltend machen( §§ 412, 404 BGB). Allerdings 
muß er dafür zunächst einmal die zu fordernden Tatsachen in 
schlüssiger Weise vortragen„ Dieser Darlegungspflicht kann er 
nicht in der Weise genügen, daß er sich gegenüber dem neuen Gläu­
biger auf die einfache Behauptung beschränkt, der Arbeitnehmer 
habe seine Alkoholabhängigkeit selbst verschuldet, und weiter von 
dem neuen Gläubiger die Darlegung der einzelnen Umstände ver­
langt , die zur schuldhaften Abhängigkeit des Arbeitnehmers ge­
führt haben. Vielmehr muß der Arbeitgeber alles vortragen, was 
dem Anspruch des Arbeitnehmers auf Lohnfortzahlung entgegensteht. 
Ist ihm dies aufgrund eigener Kenntnis der Lebensumstände des Ar­
beitnehmers nicht möglich, muß er sich an den Arbeitnehmer wenden 
und Mitwirkung bei der Aufklärung verlangen. Diese Pflicht des 
Arbeitnehmers ergibt sich aus seiner arbeitsvertraglichen Treue­
pflicht (§ 242 BGB).

Die Beklagte als Arbeitgeberin ist der ihr obliegenden Dar­
legungspflicht indessen in keiner Weise nachgekommen. Es ist zwi­
schen den Parteien lediglich unstreitig, daß die Krankheit des 
Versicherten auf Alkoholabhängigkeit beruht hat. Auch die von der 
Beklagten in der Berufungsinstanz in den Prozeß eingeführte Ab­
mahnung vom 6, Dezember 1988 besagt nichts weiter, als daß der 
Versicherte dem Alkohol zugesprochen und seine Arbeitspflichten 
verletzt habe, Wie es zu dem Alkoholismus des Versicherten gekom­
men ist, dazu hat die Beklagte ihrerseits nichts vorgetragen. Sie 
hat auch nicht einmal dargelegt, ob und in welcher Weise sie sich 
durch Befragen ihres Arbeitnehmers bemüht hat, die Umstände auf­
zuhellen, die zur Alkoholabhängigkeit geführt haben. Trotz ent­
sprechenden .Ulnwei sas des Senats in der Revisionsverhandlung hat
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die Beklagte, was ihr wegen ihres Obsiegens in der Vorinstanz 
möglich gewesen wäre (vgl. BAGE 17, 236, 238 = AP Nr. 2 zu § 276 
BGB Vertragsbruch), nicht geltend gemacht, sie hätte in Kenntnis 
der zutreffenden Rechtslage ihren Vortrag ergänzen können und er­
gänzt. Das geht zu Lasten der Beklagten mit dem Ergebnis, daß 
mangels entsprechenden Sachvortrages zur Verschuldensfrage die 
von § 1 Abs. 1 Satz 1 LFZG angeordnete Rechtsfolge der Zahlungs­
pflicht des Arbeitgebers im Krankheitsfalle des Arbeitnehmers 
eintritt.

Dr. Thomas Dr. Gehring Dr. Olderog ist durch 
Urlaub an der Unter­
schrift verhindert.

Kähler Kessel
Dr. Thomas

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de

	Im Hamen des Volkes!

	Urteil

	2

	4

	5

	6



